
2.Bciblo.tt Beibl~tt zurPnr_lrunelltskorrespondcnz. l8.März 1949 .. 

nie SOlllll!lezzeit. 

A n f r ß g e ben n t w ort u n g. 

Auf die Anfr~Gc der AbgoR aus ehe r und Genossen, welche Gründe 

die Bundesregierung veranlasst haben, von der Einführung der Sommerzeit im 

Jnhre 1949 Abstand zu nel1mcn, erklärt Bundes,~inister für Inneres He 1 m e 1': 

Sohon in der Ministerratssitzung vom 14.Dezembcr 1948 wurden vom 

Standpunkte der Bundesbnh.'1cn die schwersten Bedenken gegen die Einf'ührl.Ulß der 

Sommerzeit vOTgebraoht. Die u.ntersehi edliche Behnndlung dieser Frage in den 

europäischen Stanten stellte die Eisenbnhnverwaltung vmr eine Reihe ernster 

Betriabsersehwernisse. di~ sich auch finanziell auswirkten und insbesondcr~ 

do.rt\uf' zurückzuführen vTa.ren, duss einige stn~ten die Sommerzeit überhaupt 

nioht einführen, andere nieder die ?ommerzeit zu verschiedenen Zeitpunkten 

in Krnft treten lassen, bei keinem dje aer Stnnten a.ber der Beginn der Sommer­

zeit mit dem Beginn des Sormncrfnhrpla.nes zusammenfällt. So haben z.B. die 

Schweiz, Jugoslawien, Italien, Dänenk~rk, BelGien, Spanien, Frankreich, 

Luxemburg, Niederlande, Norwegen und Sahweden keine So~erzeit. Auch die 

Tsohechoslowo.kei und Unaurn beabsichtigten zu dem Zeitpunkte, als die Ange':' 

lcgenhei t im Ministerrut~ zur Slt" ache krun, nioht die Einführung der Somrnerzci t. 

Die Sto.nten, welche die Sommerzeit nicht einführen, ste lle-n sich nun mlf den 

Stroldpunkt, dass die durah den Zeitwechsel notwendigen Änderungen in deu 

Fahrplänen jene Länder tragen müssen, die die Sommerzeit einführen, nass lUd:>ei 

Österreich, das ja. vor a.llem uls Fremdenverkel~sland gelten soll, in gr~sse 

Schwierigkeiten gelanert, liest auf der Hnnd. Wällrcnd z .B. die Nachbarländer 

Schweiz und Jugoslawien i:1rc Funrpläne das gal1ze Jahr hindurch· unverändert 

belassen können, mussten die Österreichischen Bundesbtihnen die Fahrpläne 

ändern. Dns hntte zur Folge, dnss nicht nur die internationalen Züge, sondern 

auch die Ansehluss~üge des ästerreichischen Bimlcnverkehresoft Anltunfts- und 

Abf'ohrtszeiten nufwiesen, die untr.1.gba.r warel1~ Ik~adezu chnotische Verhält!lissc 

entstnndcn aber durch die Tntsache, dass die Sommerzeit in den verschiedencn 

Stro.ten nicht zum gleichen Zeitpunkt wirksnm wurde. So hnt z.B. Italien in 

den Jahren· 1947 und 1948 dic Sommerzeit bore its anfangs :tvra.rz eingeführt, i7ährend 

in Österreich der Zeitwechsel erst Mitte Aprir eintrat. Hiedurch ergaben sich 

ZUßsvcrspätungen, Zuwnrtczeiten usw., die au~ beiden Seiten den gesamten ZugS­

verkellr empfindlich störten. Trot z aller BemUhu:lgen war es bei den Fahrplan­

konferenzen nicht zu erreichen, den Übergr.ng zur Sommcrzeit einheitlich auszu­

riohten. 
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Es war nun selbstverständlich, dass sich die Bunde$~egierung 

übor diese sohwerwiegenden Bedenken nicht hinwegsetzen konnte, obwohl ihr be­

wunst war. da.ss die Einführung der Sommerzeit eiliem Gl'ossteil der B9völkel'WlB. 

nnmentlich in den Städten, unleugba.re Vorteile bringt. Auoh andere hier in 

Betrncht kommende Bundesministe~ien, insbesond~re die Bun~8Ddnisterienfür 

Encrziewirtschnft ~d Elektrifizierung und für HAndel und Wiedera.ufbau, konnten 

sich den Erwägungen der Bundesbahnen nicht vcrschliessen und fanden siah mit 

der Ni~hteinfQhrune der Sommerzeit im heurigen Jahre ab. 

Aus d.iee. Snohverha.lt ergibt sich, dAss lieh die Bundcsre~iel'unß 
Dnoh reifiicher Uberlegunß letzten Endes doch von wirtscho.ftlichen Erwäguncen 

leiten lassen JDUsste, wenn sie von der Einfiihmnc; deZ' Sommerzeit 

im he~igen Jahre Abstnnd nahm. Dabei darf erinnert werden, dass die Sommerzeit 

nuol1 im ersten Weltkriege eingeführt wnr, bo.ld a.ber nach Itriegsende wieder 

'V'orschwnnd, 

Wenn in der Anfrage .. mit Recht - ausgeführt wird, dZlss der durch 

die Sommerzeit um eine Stunde vorverlegte Arbeitsschluss eine Verlängerung 

der Preizeit mit sich. gebracht hätte, so wäre dieser Effekt wohl o.uch do.durch· 

zu orreichen, dass man die Arbeitszeit entsprechend vorverlegt. Vielleicht 

könnte man auf diese Weise den berechtigten Wünschender arbeitenden Bevöl­

kCNnC näher kommen, r;lcichzei tig die 'J'irtsohnftlichen Folgel'l deI" SOl'n.'";:rcrze it 

a.bor vermeiden. 

-.-.-.-C'-Q~ 
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